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DamitderWalddemKlimatrotzt
Der Landrat spricht eine Extramillion für den Wald. Mitte-links bringt in der Budgetdebatte mehrere Anträge durch.

Michael Nittnaus

Der ganz grosse Brocken blieb
dem Baselbieter Finanzdirektor
Anton Lauber gestern erspart.
Überraschend deutlich lehnte
der Landrat den Budgetantrag
der FDP ab, der den erwarteten
Überschuss 2020 von 44,4 Mil-
lionen Franken um satte 28,5
Millionen verkleinert hätte.
Lauber darf also kommendes
Jahr ausnahmsweise 27 Millio-
nen statt der üblichen 55,5 Mil-
lionen Franken des Bilanzfehl-
betrages aus der Sanierung der
Basellandschaftlichen Pen-
sionskasse (BLPK) abtragen. Die
Regierung wünschte dies, um
etwas mehr finanziellen Hand-
lungsspielraum zu haben.

Hatte die Finanzkommission
den Antrag ihres Vizepräsiden-
ten Stefan Degen (FDP) noch
knapp mit 7:6 abgelehnt (bz vom
Dienstag), hielten im Landrat
nur noch einzelne SPler und
SVPler zu den Freisinnigen, so-
dass 25 Ja- dann 60 Nein-Stim-
men gegenüberstanden. Am
Ende dürfte Laubers Argument
überzeugt haben, dass man 2017
und 2018 jeweils eine doppelte
Trancheabgezahlthabeunddies
auch 2019 der Fall sein dürfte.

Esbleibt einÜberschuss
von40,1MillionenFranken

Dennoch war die grosse Debat-
te zum Aufgaben- und Finanz-
plan 2020 bis 2023 für den
Finanzdirektor kein durchge-
hender Erfolg. Gleich fünf von
acht Budgetanträgen, die die
Regierung ablehnte, kamen im
Rat durch. Dies dank des Zu-
sammenspannens der in dieser
Legislatur erstarkten linken
Ratshälfte mit der Mitte. Das
Gute für Lauber: Addiert erge-

ben sie bloss eine Mehrbelas-
tung von 1,2 Millionen Franken.
Zusammen mit dem unbestrit-
tenen Teuerungsausgleich von
0,5 Prozent fürs Staatspersonal,
der 3,1 Millionen Franken kos-
tet, reduziert sich der budgetier-
te Überschuss Basellands 2020
auf 40,1 Millionen Franken.

Am stärksten ins Gewicht
fällt dabei eine Million Franken,
die der Landrat sprach, um den
Wald auf die Folgen des Klima-
wandels einzustellen und den
Rohstoff Holz zu fördern.
Béatrix von Sury (CVP) hatte
dazu zwei Anträge formuliert,
die mit jeweils 50 Ja- bei 33 res-
pektive 31 Gegenstimmen ange-
nommen wurden. In ihrem Vo-
tum zeichnete sie ein drasti-
sches Bild: «Wenn wir nichts
unternehmen, müssen wir unse-

re Wälder schliessen.» Dies aus
Sicherheitsgründen wegen der
Gefahr, dass vertrocknete Äste
herunterfallen. Grüne-Landrat
Marco Agostini stiess ins gleiche
Horn: «Förster berichten mir,
dass es schon in zwei bis drei
Jahren selbst für sie zu gefähr-
lich werde, in gewisse Baselbie-
ter Wälder zu gehen.»

Für Bauer Markus Graf
(SVP) waren diese Voten zu viel
des Guten: «Ich wollte eigent-
lich Ja stimmen, aber solche
Weltuntergangsszenarien her-
aufzubeschwören, ist unnötig.»
Das Klima sei nur einer der
Gründe für das viele Totholz.
«Der Wald ist unternutzt, weil
die Holzpreise zu tief sind. Da-
her werden die Bäume älter und
sterben», so Graf. Er stimme
nun nur nicht Nein, da einer der

Anträge explizit die Förderung
des Rohstoffs Holz verlange.

Geld fürAsylanlaufstelle
und Instrumentalunterricht

Was vieleBürgerlichestörte,war,
dass von Sury nicht erklären
konnte, weshalb nun genau eine
Million Franken helfen kann. Es
fehleeinKonzept.Dasbemängel-
te auch Volkswirtschaftsdirektor
ThomasWeber.DerKantonhabe
bereits mehr Gelder zur Thema-
tik «Wald im Klimawandel» ge-
sprochen. Sollten diese nicht rei-
chen, könnten Nachtragskredite
bewilligt werden: «Die Idee ist
völlig daneben, zu meinen, mit
einer Million mehr könnten wir
jetztendlichdenWaldrettenund
sonstnicht.»AmEndesetztesich
aber die Meinung durch, dass
Förster auch ohne Konzept wis-
sen, wo sie das Geld sinnvoll ein-
setzen müssen.

Die weiteren drei Budgetan-
träge, die gegen den Willen der
Regierung gutgeheissen wur-
den, kosten den Kanton weit we-
niger: Die Anlaufstelle Basel-
land zur Beratung von Asylsu-
chenden, der die Kantonsgelder
gestrichen worden waren, erhält
70 000 Franken. Um 50 000
Franken wird das Personalbud-
get der Abteilung Gymnasien
aufgestockt. Dies, um die El-
ternbeiträge an den Freifach-In-
strumentalunterricht zu halbie-
ren und so wieder mehr ange-
henden Lehrern an der FMS das
Erlernen eines Instruments zu
ermöglichen. Zu guter Letzt gibt
es immerhin 2000 Franken
mehr für die Aidshilfe beider Ba-
sel, damit diese wieder mehr
Aufklärungsarbeit an den Schu-
len leisten kann, auch zu ande-
ren sexuell übertragbaren Ge-
schlechtskrankheiten.

Klima:Regierung inderPflicht
Volksinitiative fordert kantonale Massnahmen gegen Klimawandel.

Im März scheiterte der symboli-
sche Ruf nach einem Klimanot-
stand im Baselbieter Landrat.
Doch nun doppeln die Grünen
mit konkreten Forderungen
nach: Mit der Initiative für Kli-
maschutz nehmen sie die Basel-
bieter Regierung in die Verant-
wortung. Diese soll dafür sor-
gen, dass die Klimaziele des
Pariser Abkommens erreicht
werden.

Das 2015 von 196 Staaten
unterschriebene Abkommen
verlangt, dass die Erderwär-
mung auf 2 Grad beschränkt
wird. Dafür müsste die Erde bis
2050 CO2-neutral sein. Das Ab-
kommenhältauchfest,dasseine
Beschränkung der Erderwär-
mung auf 1,5 Grad das Ideal sei
und dass dafür möglichst viele
Massnahmen so früh wie mög-
lich getroffen werden sollen.

Treibhausgasinventar soll
Transparenzschaffen

Konkret wollen die Grünen ein
«Treibhausgasinventar» im Ba-
selbiet schaffen. «Im Moment
wissen wir schlichtweg nicht,
wie viel CO2 in unserem Kanton

in die Atmosphäre abgegeben
wird», erklärt Bálint Csontos,
Landrat und Parteipräsident der
Grünen. «Wir müssen konkrete
Zahlen haben, wie viel in unse-
rem Kanton vom Verkehr, von
den Ölheizungen, von der Land-
wirtschaft und den Finanzmärk-
ten ausgesetzt wird.» Diese Zah-
len müsse der Kanton erheben
und dem Landrat unterbreiten.
Die Regierung soll anhand der
Zahlen entscheiden, welche Re-
duktion nötig ist, um die Ziele
von Paris zu erreichen.

Die Initiative will also
Transparenz schaffen und die
Verantwortung auf die gesamte
Regierung verteilen. «Der Kli-
manotstand und der Klimastreik
haben gezeigt, dass die Bevölke-
rung die Klimaerwärmung als
globales Problem anerkennt»,
sagt Csontos. «Da können nicht

einfach nur die Grünen Vor-
schläge bringen, die dann in Par-
lamentskommissionen und Ab-
stimmungen ausgehöhlt oder
versenkt werden.» Die Initiative
fordert, dass die Regierung kon-
krete Vorschläge bringt und alle
Direktionen Massnahmen be-
züglich Klimaschutz treffen. Zur
Kontrolle der Fortschritte will
die Initiative eine Klimakoordi-
nationsstelle gründen, die sämt-
liche Amtsstellen überprüft.

Kritik,die Initiative
sei zuwenig radikal

Die Grünen sind zuversichtlich,
dass die Initiative vom Volk gut-
geheissen wird. Sie haben inner-
halb von drei Monaten 1700
Unterschriften gesammelt. Sel-
ten sei das Sammeln so einfach
gewesen, sagt Csontos. «Der
einzige Kritikpunkt, den wir,
falls überhaupt, erhalten haben,
war, dass wir zu wenig radikal
waren.» Genau das sei, so glaubt
der Parteipräsident, die Stärke
der Initiative: Statt extreme For-
derungen zu stellen, wollen die
Grünen erreichen, dass nun alle
anpacken. (jod)

«SchadstofffreiesWasser ist
inunsererRegionFiktion»
Giftige Substanz im Rhein Die
Pestizid-Produktion der Firma
Bayer in Schweizerhalle hat über
Jahre den Rhein und das Trink-
wasser verunreinigt. SP-Land-
rätin Désirée Jaun stellte des-
halb im Parlament kritische Fra-
genanBau-undUmweltdirektor
Isaac Reber. Der Grüne wies da-
rauf hin, dass laut Messungen
die Konzentration der krebs-
erregenden Substanz Ethyldi-
methylcarbamat zwar auffällig
hoch, doch unter dem Grenz-
wert gewesen sei. «Es ist klar da-
von auszugehen, dass zu keinem
Zeitpunkt eine Gefahr für die
Gesundheit der Bevölkerung be-
standen hat», sagte Reber.

Aus Sicht des Kantons sind
die heutigen Regeln zur Kontrol-
le der chemischen Industrie in
Schweizerhalle ausreichend. Es
gelte, die Prozesskette von der
Produktion bis zur Abwasserrei-
nigung zu verbessern. Bayer
habe Massnahmen getroffen,
um die Menge der ins Abwasser
gelangenden Substanz dauer-
haft zu reduzieren. Es gebe aber
keine chemische Produktion
ohne Emissionen. «In unserer
Region völlig schadstofffreies

Wasser zu erhalten, ist Fiktion»,
sagte Reber. Die nach dem
Stand der Technik unvermeid-
baren Emissionen dürften aber
keine schädlichen Auswirkun-
gen auf die Umwelt haben.

Bayerwirdnichtbelangt
fürdieVerunreinigung

Bayer wird nach aktuellem
Stand weder juristisch noch fi-
nanziell zur Rechenschaft gezo-
gen. Es bestehe kein Hinweis auf
eine strafbare Handlung der
Bayer Schweiz AG. Die nach der
Abwasserbehandlung in den
Rhein gelangten Spuren der
krebserregenden Substanz ha-
ben auch nicht zu einem Mehr-
aufwand für den Kanton ge-
führt; eine Kostenübertragung
sei daher weder angezeigt noch
möglich, führte Reber aus.

Im November teilten Rebers
Bau- und Umweltschutzdirek-
tion sowie die Industriellen Wer-
ke Basel (IWB) mit, dass die
Substanz Ethyldimethylcarba-
mat im Rheinwasser festgestellt
worden sei. Später wurde zudem
bekannt, dass sich solche Verun-
reinigungen bis ins Jahr 2004
zurückverfolgen lassen. (haj)

DemHardwald setzte das Dürrejahr 2018 zu. Die Folge: Sperrung. Bild: Kenneth Nars (Muttenz, 21.5.2019)

ThomasWeber

Volkswirtschaftsdirektor BL

«Die Idee ist völlig
daneben, zumeinen,
mit einerMillion
mehrkönntenwir
jetzt endlichden
Wald rettenund
sonstnicht.»

Aus dem Landrat
NeueMischwasserbecken
inLiestal undPratteln

Abwasserreinigung Der Land-
rat genehmigt zwei Kredite über
insgesamt 11,4 Millionen Fran-
ken zum Bau zweier Mischwas-
serbecken in Pratteln und Lies-
tal. Mit dem neuen unterirdi-
schen Becken in Schweizerhalle
werden für 8,75 Millionen ein
neues Entlastungsbauwerk er-
stellt, Schächte und Leitungen
angepasst sowie ein neues Be-
triebsgebäude gebaut. Das
Mischwasserbecken ist eine Be-
dingung für den später geplan-
ten Neubau der veralteten
ARA Rhein. Weitere 2,65 Millio-
nen gehen an den Bau eines neu-
en Mischwasserbeckens für die
ARA Liestal. Damit soll verhin-
dert werden, dass nach starkem
Regen grosse Mengen Schmutz-
wasser in die Ergolz fliessen. Ak-
tuell kann die ARA Ergolz 2 in
Füllinsdorf die Wassermengen
bei starken Regenfällen nicht
bewältigen. Das führt dazu, dass
immer wieder viel Schmutzwas-
ser in den Orisbach und in die
Ergolz abfliesst. (sda/haj)

Regierungmussüber
RohnerAG informieren

Petition Der Fall der Prattler
Chemiefirma Rohner AG lässt
den Kanton nach deren Konkurs
nicht los. Der Landrat nahm
eine Petition zur Kenntnis und
bittet den Regierungsrat, die Be-
völkerung ausführlich über die
geplanten weiteren Schritte auf
dem Areal zu informieren. Noch
gebe es Unklarheiten, wie die
Grundbesitzerin Hiag und das
Amt für Umweltschutz und
Energie das Areal genau che-
miefrei machen werden, wie
lange es dauere und wer alles
zahle. Zudem wird die Petition
in ein Postulat umgewandelt
und die Regierung muss darle-
gen, wie sie künftig in ähnlichen
Fällen informieren wird. (mn)

Rat-atouille

Dermusische
Landraterhebtsich

Timing Feste Abläufe können so
ihre Tücken haben. Das musste
auchRegulaWaldnererfahren.
Die Wenslingerin wartete im
Vorzimmer mit der Weibelin ge-
spannt auf ihre Anlobung als
Nachfolgerin der grünen
Neo-Nationalrätin Florence
Brenzikofer. Als die beiden
merkten, dass sich im Saal alle
erheben, schritten sie hinein.
Dumm nur, dass sie damit die
Schweigeminute zum Tod von
alt Kantonsgerichtspräsident
Peter Meier störten. (mn)

Talentfrei Die Debatte um die
Förderung des Instrumental-
unterrichtsverkamzumStadl,als
CarolineMall festhielt,dassdie
SVP die musikalischste Fraktion
sei.«Wegen‹VoSchönebuechbis
Ammel›, gäll», rief Pascal Ryf
(CVP) dazwischen. In der Folge
reklamierten SP (Knabenkanto-
rei), SVP (Posaune und Schwy-
zerörgeli) und die CVP (Wald-
horn)denTitel für sich.Auchdie
Grünen zogen mit – «ausser
Klaus», sprachRahel Bänziger
ihrem Fraktionschef Kirchmayr
musisches Talent ab. (mn)

Rund1700
Unterschriften haben die
Baselbieter Grünen innert
drei Monaten gesammelt.
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